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Klimaschutz in der Sackgasse: Warum
viele Maßnahmen scheitern

Stiftung KlimaWirtschaft fordert mehr Unterstützung für
effiziente Klimaschutzmaßnahmen. Kritik an mangelnder

Verlässlichkeit der Politik.

In der aktuellen Debatte um den Klimaschutz ist die Stiftung
KlimaWirtschaft in den Vordergrund gerückt. Sie fordert mehr
Unterstützung für Maßnahmen, die tatsächlich die Erwärmung
des Planeten bremsen. Die Geschäftsführerin, Nallinger, äußerte
im Deutschlandfunk ihre Besorgnis darüber, dass nach Jahren
der Investitionen viele Bürger und Unternehmen sich aufgrund
politischer Unsicherheiten zurückhaltend zeigen. Das Vertrauen
in die Verlässlichkeit der geltenden Programme sieht sie stark
erschüttert, was sich negativ auf zukünftige Investitionen
auswirkt.

„Die Wirtschaft hat in den letzten Jahren festgestellt, dass die
Verlässlichkeit, die man einfordere, um Investitionen
auszulösen, nicht gegeben sei“, erklärte Nallinger. In den letzten
Monaten wurden mehrere Programme zurückgezogen, und
geplante Fonds wurden von Gerichten angefochten. Dies schürt
nicht nur Verunsicherung, sondern behindert auch den
Fortschritt in wichtigen Bereichen wie der Förderung von
Elektromobilität und dem Ausbau von Wärmepumpen.

Skeptische Studien über
Klimaschutzmaßnahmen

Eine kürzlich veröffentlichte Studie aus der Fachzeitschrift
„Science“ belegt, dass viele politisch beschlossene



Klimaschutzmaßnahmen nicht die gewünschten Erfolge erzielen.
Die Studie, die von einer internationalen Forschungsgruppe
unter der Leitung des Potsdam-Instituts für
Klimafolgenforschung (PIK) und dem Mercator Research Institute
on Global Commons and Climate Change (MCC) durchgeführt
wurde, untersuchte 1.500 Maßnahmen aus 41 Ländern über die
letzten 20 Jahre. Erschreckend ist das Ergebnis: Nur 63 der
ausgewerteten Maßnahmen führten zu nennenswerten
Emissionsreduktionen.

Die Studie hebt hervor, dass erfolgreiche Maßnahmen eines
gemeinsam haben: Sie basieren auf einem klugen Mix von
Steuer- und Preisanreizen. Annika Stechemesser, die Leitautorin
der Studie, erklärt, dass es nicht ausreicht, lediglich auf
Subventionen oder Verbote zu setzen. Ein durchdachtes
Zusammenspiel verschiedener Anreizsysteme ist entscheidend
für echte Fortschritte. Zu den wenigen positiven Beispielen in
Deutschland zählen die Ökosteuerreform von 1999 und die
Einführung der Lkw-Maut im Jahr 2005.

Klimapolitisches Handeln gefordert

Währenddessen zeigen sich Klimaaktivisten wie Luisa Neubauer
von „Fridays for Future“ besorgt über die Untätigkeit der Politik
in Bezug auf die Klimakrise. Sie fordert, dass die Klimakrise als
ein integraler Bestandteil jeder politischen Entscheidung
betrachtet werden sollte – ähnlich wie finanzielle Überlegungen.
„Es gibt unfassbar viele Möglichkeiten für Lösungen“, betont
Neubauer und appelliert an die Politik, realistische Zuversicht zu
entwickeln und den Herausforderungen offen zu begegnen.

Zudem kündigte die Gruppe „Letzte Generation“ an, ihre
umstrittenen Protestaktionen fortzuführen. Sprecherin Marion
Fabian berichtete im Deutschlandfunk, dass in Deutschland
generell Vorbehalte gegen Klimaschutz und Veränderungen
bestehen, was als großes Problem angesehen wird. Die Gruppe
nutzt spektakuläre Aktionen, um die Aufmerksamkeit auf das
drängende Thema Klimawandel zu lenken und den Druck auf die



Regierung zu erhöhen. „Aufgeben ist keine Option“, unterstrich
Fabian und forderte, dass die zugrunde liegenden Probleme
unbedingt angegangen werden müssen.

Diese Ankündigungen kommen nach einer Reihe von
Störaktionen an mehreren Flughäfen, bei denen Aktivisten sich
auf Rollbahnen festkleben. Solche Aktionen rufen nicht nur die
Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit hervor, sondern lösen auch
hitzige Debatten über die Methoden und Ziele der
Klimabewegung aus. Bundesinnenministerin Faeser nannte die
Aktionen „gefährlich, dumm und kriminell“, was die Spannungen
zwischen Aktivisten und Politik weiter verstärkt.

Der heutige Klimatag der drei Deutschlandfunk-Programme
steht unter dem Motto „So geht Klimaschutz“. Die radikale
Wende im Umgang mit dem Klima ist gefragt, und viele
Stimmen fordern eine multiperspektivische Herangehensweise,
um das drohende Unheil zu bekämpfen. Unter den vielen
Aufforderungen zur politischen Handlung zeigen sich die Akteure
entschlossen, ihren Weg weiter zu gehen.

Die Diskussion zeigt, dass das Thema Klimapolitik nicht nur
technische Lösungen erfordert, sondern auch ein Bewusstsein
für Veränderungen in wirtschaftlichen und sozialen Strukturen.
Die richtigen Entscheidungen müssen jetzt getroffen werden,
um die notwendigen Rahmenbedingungen für einen
erfolgreichen Klimaschutz zu schaffen.

Hintergrundinformationen zur
Klimaschutzpolitik in Deutschland

Die Klimaschutzpolitik in Deutschland hat sich in den letzten
Jahrzehnten erheblich entwickelt, geprägt von internationalen
Vereinbarungen und nationalen Zielen. Besonders im Rahmen
des Pariser Abkommens, das 2015 ratifiziert wurde, verpflichtete
sich Deutschland zu ambitionierten Klimazielen, darunter die
Reduktion der Treibhausgasemissionen um mindestens 55
Prozent bis 2030 im Vergleich zu 1990. Dies führte zu



zahlreichen politischen Initiativen und Förderprogrammen, die
jedoch häufig auf Widerstand in der Bevölkerung und von
Wirtschaftsbeteiligten stießen.

Besonders in den letzten Jahren wurde der Druck auf die Politik
durch Umweltorganisationen und Bürgerinitiativen wie „Fridays
for Future“ und die „Letzte Generation“ erhöht, welche
Maßnahmen zur Bekämpfung der Klimakrise fordern. Die
wirtschaftlichen Auswirkungen der Pandemie sowie der Ukraine-
Konflikt haben die Debatte um nachhaltige Lösungen weiter
verschärft, wodurch die Notwendigkeit effektiver und
verlässlicher Klimaschutzmaßnahmen in den Vordergrund
gerückt ist.

Aktuelle Statistiken zur
Emissionsreduzierung

Laut dem Umweltbundesamt (UBA) sanken die
Treibhausgasemissionen in Deutschland im Jahr 2022 um etwa
2,5% im Vergleich zum Vorjahr. Dennoch sind die aktuellen
Emissionswerte noch weit entfernt von den Klimazielen, die für
2025 und 2030 festgelegt worden sind. Diese Diskrepanz ist ein
zentraler Punkt in den Diskussionen um die Effektivität der
politischen Maßnahmen zum Klimaschutz.

Eine Umfrage des Meinungsforschungsinstituts YouGov ergab,
dass 77% der Deutschen klimaschutzpolitische Maßnahmen als
wichtig erachten, jedoch gleichzeitig 65% der Befragten der
Meinung sind, dass die Maßnahmen nicht weit genug gehen.
Diese Zahlen zeigen einen klaren Widerspruch zwischen den
Erwartungen der Bevölkerung und den derzeitigen politischen
Umsetzungen.

Historische Parallelen in der Klimapolitik

Ein historischer Vergleich kann zu den Klimaschutzmaßnahmen
in Deutschland in den 1990er Jahren gezogen werden, als die



„Ökosteuer“ eingeführt wurde. Diese Steuer auf fossile
Brennstoffe war ein bedeutender Schritt zur Reduzierung der
Emissionen, jedoch stieß sie auch auf Widerstand vonseiten der
Industrie und Verbraucher. Ähnlich wie heute gab es damals
Sorgen über wirtschaftliche Auswirkungen, die den Fortschritt
der Klimapolitik behinderten. Die Herausforderung,
wirtschaftliche Interessen mit den notwendigen Maßnahmen
zum Klimaschutz in Einklang zu bringen, bleibt ein
wiederkehrendes Thema in der deutschen Politik.
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